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teis 


— 


Anzeigenannahme in der Geſchäfts⸗ 
ſtelle Thorn, Katharinenſtr. 4. 


für den 


Land- und Stadtkreis Thorn. 


Glatt 


+ 


— 
Bejugspreis vierteljährlich 75 Pf. 
einſchl. Poſtgebühr oder Abtrag. 


Anzeigengebühr 13 Pf. die Spalt⸗ „ no sos 
geile oder deren Raum. ¿ 4 
Mt Mittwoch den 25. Januar | 1918. 
Amtliche Bekanntmachungen. 
Bekanntmachung mildernder Umſtände mit Haft oder Geldſtrafe bis zu 


zur Abänderung der Ausführungsbeſtimmungen zur verord⸗ 

nung über den verkehr mit Seife, Seifenpulver und anderen 

fetthaltigen Waſchmitteln vom 21. Juni 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 540). Dom 10. Januar 1918. 

Auf Grund des $ 1 der Bekanntmachung über den Verkehr 
mit Seife, Seifenpulver und anderen fetthaltigen Waſch⸗ 
mitteln vom 18. April 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 307) wird fol: 
gendes beſtimmt: 


Artikel l. 

S 1 der Bekanntmachung, betreffend Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zur Verordnung über den Verkehr mit Seife, 
Seifenpulver und anderen fetthaltigen Waſchmitteln, vom 
21. Juni 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 546) erfährt folgende Ab: 
änderungen: 

In Nr. 1 Zeile 2 und 3 werden die Worte „ſowie zwei⸗ 
hundertundfünfzig Gramm Seifenpulver“ erſetzt durch die 
Worte „ſowie einhundertfünfundzwanzig Gramm Seifen⸗ 
pulver“. 

Nr. 2, Abj. 1 erhält folgenden 3ujag: „Bis auf weiteres 
berechtigen die auf Seifenpulver lautenden Abſchnitte der 
Seifenkarte nur zur Abgabe der Häflte der darauf verzeich⸗ 
neten Menge.“ 


Artikel Il 
Die Beſtimmungen treten mit dem 14. Januar 1918 
in Kraft. 
Berlin, den 10. Januar 1918. 
Der Reichskanzler. 
Im Auftrage: Dr. Göppert. 


Nach vorſtehender Bekanntmachung dürfen bis auf weiteres 
auf die vier Monatsabſchnitte einer Seifenkarte zuſammen nur 

50 Gramm Feinjeife und 125 Gramm Seijenpulver 
verabfolgt werden. 8 

Die Ortsbehörden erſuche ich, dieſe Abänderung ſofort 
lämtlichen Verkaufsſtellen für Seife, Seifenpulver und andere 
fetthaltige Waſchmittel bekannt zu geben. 

Thorn, den 22. Januar 1918. 

Der Landrat. 


Derorónuna, 
betreffend der verbreitung der propagandaſchrift „Die Sozial: 
demokratie für die Feldgrauen“ im Heere. 

Auf Grund des $ 9b des Preußiſchen Geſetzes über den 
Belagerungszuſtand und des Geſetzes vom 11. 12. 1915 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 813) wird die Verbreitung im Heere und die Ver⸗ 
lendung ins Feld der Schrift „Die Sozialdemokratie für die 
Feldgrauen“ verboten. 

Zuwiderhandlungen werden auf Grund der oben genannten 
Geſetze mit Gefängnis bis zu einem Jahre, beim Vorliegen 


1500 Mark beſtraft. Auch der Verſuch iſt ſtrafbar. 
Danzig, Thorn, Graudenz, Culm, Marienburg, 
den 10. Dezember 1917. 
Der kommandierende General des ſtellv. XVII. Armeekorps. 
Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und Thorn. 
Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm, Marienburg. 


verordnung, 
betreffend Verbot, Zeitungen eines anderen Verlages ſowie 
lugſchriften, Broſchüren uſw. die nicht zu den betreffenden 
eitungsausgaben gehören, den eigenen Zeitungen beizupacken. 

Auf Grund des $ 9b des Preußiſchen Geſetzes über den 
Belagerungszuſtand vom 4. 6. 1851 und des Geſetzes vom 11. 12. 
1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 813) wird verboten, daß den Zeitun⸗ 
gen, die von den Expeditionen ins Feld geſandt werden, 
Zeitungen eines anderen Verlages, ferner Flugſchriften, 
Broſchüren uſw., die nicht zu den betreffenden Zeitungs⸗ 
ausgaben gehören, beigepackt werden. \ 

Zuwiderhandlungen werden auf Grund der oben genannten 
Geſetze mit Gefängnis bis zu einem Jahre, beim Vorliegen mil⸗ 
dernder Umjtände mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 
1500 Mark beſtraft. 9 : a 

Danzig, Thorn, Graudenz, Culm, Marienburg, 

den 10. Dezember 1917. 

Der kommandierende General des ſtellv. XVII. Armeekorps. 

Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und Thorn. 
Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm, Marienburg. 


Anordnung der Landeszentralbehörden. 

Auf Grund der Verordnung des Bundesrats zur Ergänzung 
der Bekanntmachung über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und 
die Verſorgungsregelung vom 25. September 1915 (Reichs⸗Ge⸗ 
fegbl. S. 607), vom 4. November 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 728) 
und auf Grund der Verordnung des Bundesrats über Fleiſchverſor⸗ 
gung vom 27. März 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 199) wird hiermit 
für den Umfang der Monarchie mit Ausnahme der Hohenzollern⸗ 
ſchen Lande angeordnet: 

Zur Ausfuhr von Zucht und Nutzvieh aus einem Kommunale 
verband in den Bezirk eines anderen Kommunalverbandes bedarf es 
der Genehmigung der für den Ausfuhrort zuständigen Provinzial⸗ 
fleiſchſtelle, in den Regierungsbezirken Caſſel und Wiesbaden der 
Bezirksfleiſchſtelle. Die Provinzial (Bezirks⸗) Fleiſchſtellen haben vor 
der Entſcheidung über die Ausfuhrgenehmigung den Leiter des Kom⸗ 
munalverbandes zu hören. 

Die Genehmigung zur Ausfuhr aus einem Kommunalverband 
darf nur erteilt werden, wenn beigebracht ſind: 

1, Eme von der Provinzialfleiſchſtelle, in den Regierungsbezirken 
Caſſel und Wiesbaden der Bezirkefleiſchſtelle, des Beſtimmungsories be⸗ 
ſcheinigie Einfuhrerlaubnis, die enthalten muß: 
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a) Name, Stand und Wohnort desjenigen Tierhalters, der die 
Tiere einſtellen will, s ; 

b) Zahl und Art der einzuftellenden Tiere und ihren Verwen⸗ 
dungszweck, ; 

e) Name, Stand und Wohnort desjenigen, durch den der Kauf 
getätigt werden ſoll, 

d) die Beſcheinigung des Leiters des Kommunalverbandes des Be⸗ 
ſtimmungsortes, daß nach ſeiner Ueberzeugung die beſtimwungs⸗ 
gemäße Nutzung der Tiere geſichert iſt und Bedenken gegen 
die Einfuhr nicht beſtehen. 

Die Einfuhrerlaubnis muß befriſtet und fortlaufend numeriert 
ſein. Das Landesfleiſchamt kann für dieſe Einfuhrerlaubnisſcheine ein 
beſtimmtes Muſter vorſchreiben. 


2. Die vom Käufer und Verkäufer unterſchriebenen, volljtändig - 


ausgefüllten Raujgngeigen über den Ankauf der Tiere. 
3. Eine Mitteilung des Verſenders über den Verladeort und den 
vorausſichtlichen Verladetag. 

Die Ausfuhrgenehmigung ijt von der Provinzial⸗ (Bezirks-) 
Fleiſchſtelle ſchriftlich zu erteilen. Die Ausfuhrgenehmigung iſt dem 
für den Verladeort zuſtändigen Vertrauensmann (Haupthändler, 
Kreisviehſtelle) zur Aushändigung an den Käufer (Verſender) zuzu⸗ 
ſenden. Der Vertrauensmann (Haupthändler, Kreisviehſtelle) hat die 
zur Ausfuhr beſtimmten Tiere vor der Verladung zu beſichtigen und 
auf der Ausfuhrgenehmigung die Stückzahl und, daß die Tiere Zucht⸗ 
oder Nutztiere der verlangten Art und kein Schlachtvieh ſind, zu be⸗ 
ſcheinigen. Der Vertrauensmann (Haupthändler, Kreisviehſtelle) hat 
zu verladende Rinder auf Anweiſung der Provinzial: (Bezirks-) 
Fleiſchſtelle mit den ihm zuzuſtellenden Ohrmarken zu zeichnen und. 
die Nummern der Ohrmarken auf der Ausfuhrgenehmigung einzutragen. 

Das Landesfleiſchamt kann für die Ausfuhrgenehmigungsſcheine 
ein beſtimmtes Muſter vorſchreiben. Die Ausfuhrgenehmigungen müſ⸗ 
ſen befriſtet und fortlaufend numeriert ſein, ſie ſind bei der Ver⸗ 
ladung von der Güterabfertigungsſtelle dem Verlader abzunehmen 
int an die ausſtellende Provinzial⸗ (Dezirt3=) Fleiſchſtelle zurückzu⸗ 
enden. 

Die Provinzial⸗ (Bezirks-) Fleiſchſtelle des Ausfuhrortes hat 
der Provinzial⸗ (Bezirks⸗) Fleiſchſtelle des Beſtimmungsortes der 
Tiere, bei außerhalb Preußens gelegenem Beſtimmungsorte der Landes⸗ 
fleiſchſtelle des Bundesſtaates, von der erfolgten Abſendung ſofort 
ſchriftlich Mitteilung zu machen. : 

Die Provinzial- (Bezirt3-) Fleiſchſtelle des Beſtimmungsortes 
der Tiere hat über den Verbleib der Tiere und ihre beſtimmungs⸗ 
gemäße Verwendung zu wachen, ſie hat ſich von Zeit zu Zeit durch 
geeignete Vertrauensleute von dem Vorhandenſein der Tiere zu über⸗ 
zeugen. Das Landesfleiſchamt kann Vorſchriften über die Ausführung 
dieſer Ueberwachung erlaſſen. e 

Der Verkauf und der Ankauf von Zucht⸗ und Nutzvieh (Rin⸗ 
der, Kälber, Schafe und Schweine) auf Viehmärkten ijt verboten, 
ausgenommen auf ſolchen Märkten, für die von der Provinzial⸗ 
(Bezirks⸗) Fleiſchſtelle Vorſchriften über die Ueberwachung des An⸗ 
und Verkaufs und des Verbleibes der gehandelten Tiere getroffen 
und im Regierungsamtsblatt veröffentlicht ſind. Die Beſtimmungen 
bedürfen vorher der Genehmigung durch das Landesfleiſchamt. Sucht: 
vieh⸗Auktionen find vorher der zuſtändigen Provinzial⸗ (Bezirks⸗) 
Fleiſchſtelle anzumelden, die die Beſtimmungen über die Ueberwachung 
des Verbleibes der Tiere zu treffen hat. 

Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Beſtimmungen werden auf 
Grund des $ 17 der Bekanntmachung über die Errichtung von Preis- 


prüfungsſtellen und die Verſorgungsregelung vom 25. September 


1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 607) und des § 15 der Bekanntmachung 
über Fleiſchverſorgung vom 27. März 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 
199) beſtraft. 

Zucht⸗ und Nutzvieh, welches entgegen dieſen Vorſchriften ge⸗ 
handelt oder aus einem Kommunalverband ausgeführt ijt, unterliegt 
der Beſchlagnahme und iſt dem zuſtändigen Viehhandelsverbande zur 
Verwertung zu überweiſen. 

Dieſe Anordnung tritt mit dem 1. Januar 1918 in Kraft. 

Berlin den 27. Dezember 1917. 

der Staatskommiſſar für Volksernährung, 
von Waldow. 
der Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, 
von Eiſen hardt⸗ Rothe. > 
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Zur Beſprechung dringender kriegswirtſchaftlicher Maßnahmen 
und anderer wichtiger Angelegenheiten, darunter die Ablieferung der 
zur Volksernährung und zur Heeresverſorgung unbedingt erforderlichen 
Vorräte an Getreide und Hülſenfrüchten, habe ich eine Verſamm⸗ 


lung auf : 
Freitag den 25. d. Js., 
nachmittags 12½ Uhr, im neuen Saale des Vittoriaparts 
(Culmer Chauſſee) in Thorn 
anberaumt, zu welcher ich die Herren Bürgermeiſter, Amts⸗, Guts⸗ 
und Gemeindevorſteher des Kreiſes hiermit vorlade. Perſönliches 
Erſcheinen iſt unbedingt erforderlich; ich werde mich von der 
Anweſenheit ſämtlicher Herren überzeugen. 
Ferner lade ich zu dieſer Verſammlung ergebenſt ein 
die Herren Pfarrer, Kreisſchulirſpektoren und Lehrer des Kreiſes, 
die Vorſtandsmitglieder der landwirtſchaftlichen Hausfrauen⸗ und 
ſämtlicher ſonſtigen Frauen⸗Vereine des Kreiſes, 
die Vorſtandsmitglieder ſämtlicher landwirtſchaftlicher Vereine des 
Kreiſes ſowie 
Kan ion der Getreidehandelsgenoſſenſchaft m. b. H. in 
Thorn. 
Bei der Wichtigkeit der zur Verhandlung ſtehenden Fragen 
bitte ich um recht zahlreiches Erſcheinen. 
Anderen Kreiseingeſeſſenen ſtelle ich die Teilnahme anheim. 
Thorn den 15. Januar 1918. : 
Der Dorfigende des Ureisausſchuſſes. 
Kleemann. > 


Verwendung von huflattich als Schweinefutter. 
Veröffentlichung des Preußiſchen Landwirtſchaftsminiſteriums. 

Im Siegener⸗ und Sauerland iſt in der Kriegszeit der 
Peſtwurz⸗Huflattich (Petasites officinalis) in großem Umfange 
als Schweinefutter verwendet worden. Die Pflanze erſcheint 
als eine der erſten im Frühjahr und iſt an den Rändern von 
Bewäſſerungsgräben und Waſſerläufen, ſowie auf Wieſen als 
ſich ſtark vermehrendes Unkraut zu finden. Zur Herſtellung 
des Schweinefutters werden die Blätter und die Blütenſtengel 
des Huflattichs geſchnitten und gekocht. Über das Ergebnis der 
Fütterung des Huflattichs wird berichtet, daß die damit ge— 
fütterten Schweine auch ohne weſentliche Beifütterung von 
Mehl oder Kleie in einen guten Maſtzuſtand gebracht werden 
konnten, weil der Huflattich ein äußerſt nährſtoffreiches Futter 
darſtellt. 

Berlin, den 5. Januar 1918. 

Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Krankenernährung. 

Auf Anordnung des Preußiſchen Staatskommiſſars für 
Volksernährung vom 8. d. Mts. Via 5609 kann bei Wöchne⸗ 
rinnen, die nach einer ſchweren Entbindung für kürzere Zeit 
einer Verſorgung mit Krankenbrot benötigen, von der Bei 
bringung eines ärztlichen Zeugniſſes abgeſehen werden, wenn 
nach erfolgter Entbindung durch Beſcheinigung einer beamteten 
oder von amtswegen beſtellten Hebamme nachgewieſen wird, 


daß die Geburt unter beſonders ungünſtigen Umſtänden, mit 


erheblichem Blutverluſt oder zur allgemeinen Entkräftigung 
verlaufen iſt. 

Die Beſcheinigung iſt mit einem entſprechenden Antrag 
dem Kreisverteilungsamt oder dem Magiſtrat in Culmſee ein: 
zureichen. : 

Thorn, den 21. Januar 1918. 

Der Landrat. 


deckung des Bedarfs an Schuhſohlenholz. 

Der Mangel an Leder zwingt dazu, au Stelle der nicht mehr 
zu beſchaffenden Lederſohlen ganz allgemein Holzſohlen zu verwenden. 

Die zur Herſtellung von Sohlen verwendbaren Hölzer ſind die 
Rotbuche, die Hainbuche, die Rotulme, die Roterle, die Birke und 
die Roßkaſtanie. . 2 
Das Holz darf aftig ſein und, ſoweit die Rotbuche in Betracht 
kommt, einen roten Kern haben. Leichte einſeitige Krümmungen find 
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zuläſſig. Stammabſchnitte follen wenigſtens 20 cm Zopfſtärke und 
eine Länge von wenigſtens 3 m haben. 
In Raummetery eingelegte Rollen ſollen nicht unter 25 em 
Zopf haben und 1,0— 1,5 bis 2,0 oder 2,5 m lang fein. 
Die zu zahlenden Kaufpreiſe werden folgende ſein: 
I.. 1 III eie 
Für A⸗Hölzer. .. 90 80 65 45 Mk. je Feſtmeter 
Für B⸗ Hölzer. 80 68 52 3 
Für Nutzrollen 30 Mk. je Raummeter. 
Die im Landkreiſe Thorn anſäſſigen Privatbeſitzer der oben ge⸗ 
nannten Hölzer werden im vaterländiſchen Intereſſe gebeten, nach 
Möglichkeit Schuhſohlenholz zu liefern. 
Die Abnahmefirmen und ihre näheren Abnahmebedingungen 
werden demnächſt mitgeteilt werden. 
Thorn den 15. Januar 1918. 
Der Landrat. 
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Anordnung. 

Die Reichskartoffelſtelle in Berlin gibt bekannt, daß die 
Berfütterung von Kartoffeln auch aus der 20prozentigen 
Schwundreſerve, ſoweit es ſich um geſunde und über ein Zoll 
große Kartoffeln handelt, nicht geſtattet iſt. 

Dagegen wird dem Kommunalverband die Berechtigung 
gegeben, die 20prozentige Schwundreſerve zwecks Durchführung 
der Lieferungsaufträge in Anſpruch zu nehmen. 

Thorn, den 19. Januar 1918. 

Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes. 


Betrifft die Feſtſtellung der Vorräte an Getreide, 
Hülſenfrüchten, Buchweizen und hirſe. 


Die Unternehmer. landwirtſchaftlicher Betriebe find verpflichtet, 
ihre geſamten Vorräte an Brotgetreide, Gerſte, Hafer, Hülſenfrüchten, 
Buchweizen und Hirſe auszudreſchen und an den für den einzelnen 
Ortsbezirk beſtellten Kommiſſionär der Getreide⸗Handels⸗Genoſſen⸗ 
ſchaft in Thorn bezw. Culmſee abzuliefern. 

Als ſpäteſter Termin hierfür ijt für landwirtſchaftliche Betriebe 
a. bis zu 200 Morgen Geſamtgröße der 31. Januar d. Is., 

b. mit mehr als 200 Morgen Geſamtgröße der 28. Februar d. Js. 
feſtgeſetzt worden. 


e . 
Bis zu dieſem Termin nicht ausgedroſchene Vorräte werden auf 


| Soften des betreffenden Beſitzers durch beſondere Dreſchkolonnen aus⸗ 


gedroſchen und die nicht abgelieferten Vorräte gemäß 88 42 bis 47 
der Reichsgetreideordnung unter Auwendung des Preisminderungs⸗ 
verfahrens nach § 45, Abj. 2 ſofort enteignet werden. 

Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe mit einer Geſamtfläche 
a. bis zu 200 Morgen haben bis ſpäteſtens 1. Februar d. Is. 

an die Ortsbehörde, 

b. mit mehr als 200 Morgen haben bis ſpäteſtens 1. März 
d. Is. unmittelbar an den Kreisausſchuß (Kreisverteilungs⸗ 
amt) in Thorn . 

eine ordnungsmäßig ausgefüllte und unterſchriebene Druſchanzeige 

einzureichen. Formulare für dieſe Druſchanzeigen ſind bei den Orts⸗ 

behörden abzuholen. \ 

Unmittelbar nach dem 31. Januar bezw. 28. Februar d. Js. 
findet in ſämtlichen landwirtſchaftlichen Betrieben eine Feſtſtellung 
der noch vorhandenen Vorräte an vorbezeichneten Früchten durch be⸗ 
ſondere Feſtſtellungsausſchüſſe ſtatt. 

Die Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe bezw. deren Ver⸗ 
treter, Betriebsleiter, Beauftragte oder Verwalter ſind verpflichtet, 
den Mitgliedern des Feſtſtellungsausſchuſſes ſämtliche Vorräte anzu⸗ 
geben, Auskunft über die Betriebs-, Anbau- und Ernteverhältniſſe 
zu erteilen, den Zutritt zu ſämtlichen Räumen oder Plätzen, in bezw. 
auf welchen Getreide, Mehl, Hülſenfrüchte, Buchweizen oder Hirſe 
lagern, zu vermuten ſind oder verarbeitet werden, zu geſtatten, die 
Geſchäfts⸗, Wirtſchaftsbücher und ſonſtigen Geſchäfts⸗ oder Wirtſchafts⸗ 
aufzeichnungen zur Einſichtnahme vorzulegen und jede ſonſt gewünſchte 
Auskunft zu erteilen. 


Vorräte, welche verheimlicht oder verſchwiegen worden ſind, 


werden gemäß § 70 der Reichsgetreideordnung ohne Zahlung einer 
Entſchädigung für verfallen erklärt und den Beſitzern abgenommen 
werden. 

Für jouftige Zuwiderhandlungen kommen die Vorſchriften der 
Reichsgetreideordnung vom 21. Juni 1917 zur Anwendung. 

Bei den Reviſionen durch die Feſtſtellungsausſchüſſe muß in 
jedem landwirtſchaftlichen Betriebe eine erwachſene, mit den Verhält- 
niſſen vertraute Perſon anweſend ſein. 

Thorn den 21. Januar 1918. 

Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes. 


Viehſeuchenpolizeiliche Anordnung. 
Nachdem die Maul⸗ und Klauenſeuche 
im Regierungsbezirk Marienwerder erloſchen 
iſt, wird meine landespolizeiliche Anordnung 
vom 31. März 1911, betreffend die ver⸗ 
ſchärfte Desinfektion ſämtlicher zur Beförderung 
von Klauenvieh benutzten Eiſenbahnwagen, 
(Amtsblatt 1911, Seite 662, Ziffer 15) hier⸗ 
mit aufgehoben. 
Marienwerder den 14. Jauuar 1918. 
Der Regierungs:Präfident. 
In Vertretung. 
gez. Werner. 


Auf Grund des Erlaſſes des Herrn Mi- 

niſters für Handel und Gewerbe vom 11. 
März 1916 IV 774 (§.⸗M.⸗Bl. S. 71) 
hat der Herr Regierungs⸗Präſident genehmigt, 
daß auch der Umlageberechnung der Hand⸗ 
werkskammerbeiträge für das Rechnungsjahr 
1918/19 der Stand vom 1, Juli 1914 zu 
Grunde gelegt wird. 
Thorn den 18. Januar 1918. 

Der Landrat. 


Gutsvorſteher für den Sutsbezirk 
Plustowenz. 

Zum alleinigen Gutsvorſteher⸗Stellver⸗ 
treter des Gutsbezirks Pluskowenz iſt der 
bisherige II. Gutsvorſteher⸗Stellvertreter, 
Oberinſpektor Ja nicki in Pluskowenz, von 
mir beſtätigt worden. 

Thorn den 16. Januar 1918. 

Der Landrat. 


Gutsvorſteher⸗Stellvertreter für den 
Gutsbezirk Klein Grunau. 

Den Inſpektor Thomas Szyman⸗ 
ski habe ich als Gutsvorſteher⸗Stellvertreter 
für den Gutsbezirk Klein Grunau beſtätigt. 

Thorn den 21. Januar 1918. 

Der Landrat. 


Bekanntmachung. 

Dem Fleiſchermeiſter Matthäus Za⸗ 
grabski in Culmſee, Kreis Thorn, Weſt⸗ 
preußen, iſt auf Grund der Verordnung des 
Bundesrats vom 23. September 1915, be⸗ 
treffend die Fernhaltung unzuverläſſiger Per⸗ 


ſonen vom Handel (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 129, 
Seite 603) und die hierzu ergangenen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen vom 27. September 
1915 (H.⸗M.⸗Bl. Seite 246 und des Kreis⸗ 
blatts Seite 293/94 von 1916) der Handel 
mit Gegenſtänden des täglichen Bedarfs, ins⸗ 
beſondere mit Fleiſch und Fleiſchwaren von 
ſogleich unterſagt worden. 
Culmſee den 16. Januar 1918. 
Die Polizei⸗ Verwaltung. 
Hartwich. 


Heu und Stroh 


in jeder Menge wird gekauft. 
Fuhrkoſten werden erſtattet. 


Proniantamt Thorn. 


Nicht amtliches. 
Lohn: und Deputatbücher 


ſind zu haben in der 
C. dombrowski'ſchen Buchdruckerei. 
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